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See the notice on TED website

670951-2026 - Competition
Germany – Health services – Videosprechstunde
OJ S 189/2026 30/09/2026
Contract or concession notice – standard regime - Change notice
Services

1. Buyer

1.1.  Buyer
Official name: AOK Bayern - Die Gesundheitskasse
Email: vergabestelle1@by.aok.de
Legal type of the buyer: Body governed by public law, controlled by a regional authority
Activity of the contracting authority: Health

2. Procedure

2.1.  Procedure
Title: Videosprechstunde
Description: Vertrag zur besonderen Versorgung zur Verbesserung der digitalen, ärztlichen 
Versorgung für Patienten durch einen elektronischen Kommunikations- und 
Vernetzungsprozess nach § 140a SGB V über Videosprechstunde
Procedure identifier: 98d77f4d-3669-4b21-9aa9-ecd15c8f9d44
Internal identifier: 2026-08#1414
Type of procedure: Open
The procedure is accelerated: no

2.1.1.  Purpose
Main nature of the contract: Services
Main classification (cpv): 85100000 Health services

2.1.2.  Place of performance
Postal address: Carl-Wery-Str. 28  
Town: München
Postcode: 81739
Country subdivision (NUTS): München, Kreisfreie Stadt (DE212)
Country: Germany
Additional information: In Ausnahmefällen können - in Abstimmung mit der AOK Bayern auch 
Ärzte mit Vertragsarztsitz außerhalb Bayerns teilnehmen, um die besondere Versorgung 
sicherstellen zu können.

2.1.3.  Value
Estimated value excluding VAT: 2 600 500,00 EUR

2.1.4.  General information
Additional information: #Bekanntmachungs-ID: CXS0YRGDYDBJJES4# Bietergemeinschaften 
werden wie Einzelbieter behandelt (§ 43 Abs. 2 S. 1 VgV). Bietergemeinschaften haben unter 
Verwendung des Formblattes "Erklärung der Bietergemeinschaft" (Anlage 2) eine von allen 
ihren Mitgliedern mit dem Namen des Erklärenden versehene Erklärung abzugeben, die die 
einzelnen Mitglieder der Bietergemeinschaft benennt sowie eines ihrer Mitglieder als 
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bevollmächtigten Vertreter für den Abschluss und die Durchführung des hiesigen Vertrages 
sowie für die Durchführung des Vergabeverfahrens bezeichnet. Bietergemeinschaften müssen 
für den Fall der Auftragserteilung erklären, dass alle ihre Mitglieder gesamtschuldnerisch für 
die Erfüllung der vertraglichen Pflichten haften (Anlage 2). Will der Bieter Teile des Auftrags an 
Unterauftragnehmer als Drittunternehmen vergeben, so muss er diesen Umstand, das 
vorgesehene Drittunternehmen (falls zumutbar) sowie Art und Umfang der an das 
Drittunternehmen zu vergebenden Leistungen durch eine entsprechende Erklärung 
"Drittunternehmerverzeichnis/Unterauftragnehmerverzeichnis" (Anlage 3) mitteilen. Der Bieter 
muss der Auftraggeberin nachweisen, dass ihm im Auftragsfall die erforderlichen Mittel des 
Drittunternehmens zur Verfügung stehen, indem er die mit dem Namen des Erklärenden und 
mit Datum und Firmenstempel versehene Erklärung zur Art und Umfang der durch 
Drittunternehmen zu erbringenden Leistungen inklusive der mit dem Namen des Erklärenden 
und mit Datum und Firmenstempel versehenen Verpflichtungserklärung dieser 
Drittunternehmen vorlegt (Anlage 4 - vgl. § 36 Abs. 1 VgV). Verbindliche 
Verpflichtungserklärungen der Drittunternehmer (Anlage 4) können bereits bei Abgabe des 
Angebots, müssen aber spätestens 1 Woche nach Mitteilung, dass das Angebot des 
betreffenden Bieters zur Zuschlagserteilung vorgesehen ist (maßgeblich ist der Eingang bei 
der Vergabestelle der AOK Bayern), 10 Vergabeunterlagen Videosprechstunde eingereicht 
werden. Das Drittunternehmerverzeichnis/Unterauftragnehmerverzeichnis (Anlage 3) muss 
jedoch bereits mit dem Angebot eingereicht werden.
Legal basis: 
Directive 2014/24/EU
vgv -

2.1.6.  Grounds for exclusion
Sources of grounds for exclusion: Notice, Procurement Document
Breaching of obligations set under purely national exclusion grounds: 1. Ausschlussgründe 
gemäß §§ 123, 124 GWB Der Auftraggeber überprüft das Nichtvorliegen von 
Ausschlussgründen nach den§§ 123, 124 GWB. Die Bieter haben hierzu mit dem Angebot die 
Anlage "Eigenerklärung zum Nichtvorliegen von Ausschlussgründen" ordnungsgemäß 
ausgefüllt einzureichen. Die Bieter werden darauf hingewiesen, dass der Auftraggeber u. a. 
nach § 6 Abs. 1 Wettbewerbsregistergesetz (WRegG) verpflichtet ist, vor der Erteilung des 
Zuschlags bei der zuständigen Registerbehörde abzufragen, ob im Wettbewerbsregister 
Eintragungen zu demjenigen Bieter, an den der öffentliche Auftraggeber den Auftrag zu 
vergeben beabsichtigt, gespeichert sind (Wettbewerbsregister-Auskunft). Liegt eine 
Eintragung vor, kann dies zur Folge haben, dass der betreffende Bieter nach den §§ 123, 124 
GWB auszuschließen ist. 2. Russlandsanktionen der EU Mit EU-Verordnung Nr. 833/2014 in 
der Fassung des Art. 1 Ziff. 23 der Verordnung (EU) 2022/576 des Rates vom 8. April 2022 
wurden umfangreiche Sanktionen gegen Russland normiert. Unter anderem besteht nach Art. 
5k dieser Verordnung für öffentliche Auftraggeber bei Aufträgen oberhalb der EU-
Schwellenwerte ein Zuschlags- und ein Vertragserfüllungsverbot. Danach dürfen keine 
öffentlichen Aufträge an Personen oder Unternehmen vergeben wer-den, die einen Bezug zu 
Russland im Sinne der genannten EU-Verordnung auf-weisen. Die Bieter haben daher unter 
Verwendung die Anlage "Eigenerklärung zu den Russland-Sanktionen der EU" zu erklären, 
dass weder der Bieter noch ein am Auftrag beteiligtes Unternehmen (Unterauftragnehmer) 
einen Bezug zu Russland im Sinne der genannten EU-Verordnung aufweist. Die Erklärung ist 
mit dem Angebot ordnungsgemäß ausgefüllt einzureichen.
Participation in a criminal organisation: Keine Person, deren Verhalten dem Unternehmen 
zuzurechnen ist, wurde rechtskräftig verurteilt oder gegen das Unternehmen wurde keine 
Geldbuße nach § 30 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten rechtskräftig festgesetzt, ist 
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wegen einer nachfolgend aufgeführten Straftaten verurteilt: § 123 GWB iVm. - § 129 des 
Strafgesetzbuchs (Bildung krimineller Vereinigungen), § 129a des Strafgesetzbuchs (Bildung 
terroristischer Vereinigungen) oder § 129b des Strafgesetzbuchs (Kriminelle und terroristische 
Vereinigungen im Ausland), Die Verurteilung müsste höchstens fünf Jahre zurückliegen. Einer 
Verurteilung oder der Festsetzung einer Geldbuße im Sinne des Vorgenannten stehen eine 
Verurteilung oder die Festsetzung einer Geldbuße nach den vergleichbaren Vorschriften 
anderer Staaten gleich (§ 123 Abs. 2 GWB). Das Verhalten einer rechtskräftig verurteilten 
Person ist gemäß § 123 Abs. 3 GWB einem Unternehmen zuzurechnen, wenn diese Person 
als für die Leitung des Unternehmens Verantwortlicher gehandelt hat; dazu gehört auch die 
Überwachung der Geschäftsführung oder die sonstige Ausübung von Kontrollbefugnissen in 
leitender Stellung. Siehe "Eigenerklärung zur Eignung"
Terrorist offences or offences linked to terrorist activities: Keine Person, deren Verhalten dem 
Unternehmen zuzurechnen ist, wurde rechtskräftig verurteilt oder gegen das Unternehmen 
wurde keine Geldbuße nach § 30 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten rechtskräftig 
festgesetzt, ist wegen einer nachfolgend aufgeführten Straftaten verurteilt: § 123 GWB iVm. - 
§ 129a des Strafgesetzbuchs (Bildung terroristischer Vereinigungen) oder § 129b des 
Strafgesetzbuchs (Kriminelle und terroristische Vereinigungen im Ausland) Einer Verurteilung 
oder der Festsetzung einer Geldbuße im Sinne des Vorgenannten stehen eine Verurteilung 
oder die Festsetzung einer Geldbuße nach den vergleichbaren Vorschriften anderer Staaten 
gleich (§ 123 Abs. 2 GWB). Das Verhalten einer rechtskräftig verurteilten Person ist gemäß § 
123 Abs. 3 GWB einem Unternehmen zuzurechnen, wenn diese Person als für die Leitung 
des Unternehmens Verantwortlicher gehandelt hat; dazu gehört auch die Überwachung der 
Geschäftsführung oder die sonstige Ausübung von Kontrollbefugnissen in leitender Stellung. 
Siehe "Eigenerklärung zur Eignung"
Money laundering or terrorist financing: Keine Person, deren Verhalten dem Unternehmen 
zuzurechnen ist, wurde rechtskräftig verurteilt oder gegen das Unternehmen wurde keine 
Geldbuße nach § 30 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten rechtskräftig festgesetzt, ist 
wegen einer nachfolgend aufgeführten Straftaten verurteilt: § 123 GWB iVm. - § 261 des 
Strafgesetzbuchs (Geldwäsche; Verschleierung unrechtmäßig erlangter Vermögenswerte), - § 
89c des Strafgesetzbuchs (Terrorismusfinanzierung) oder wegen der Teilnahme an einer 
solchen Tat oder wegen der Bereitstellung oder Sammlung finanzieller Mittel in Kenntnis 
dessen, dass diese finanziellen Mittel ganz oder teilweise dazu verwendet werden oder 
verwendet werden sollen, eine Tat nach § 89a Absatz 2 Nummer 2 des Strafgesetzbuchs zu 
begehen. Die Verurteilung müsste höchstens fünf Jahre zurückliegen. Einer Verurteilung oder 
der Festsetzung einer Geldbuße im Sinne des Vorgenannten stehen eine Verurteilung oder 
die Festsetzung einer Geldbuße nach den vergleichbaren Vorschriften anderer Staaten gleich 
(§ 123 Abs. 2 GWB). Das Verhalten einer rechtskräftig verurteilten Person ist gemäß § 123 
Abs. 3 GWB einem Unternehmen zuzurechnen, wenn diese Person als für die Leitung des 
Unternehmens Verantwortlicher gehandelt hat; dazu gehört auch die Überwachung der 
Geschäftsführung oder die sonstige Ausübung von Kontrollbefugnissen in leitender Stellung. 
Siehe "Eigenerklärung zur Eignung"
Fraud: Keine Person, deren Verhalten dem Unternehmen zuzurechnen ist, wurde rechtskräftig 
verurteilt oder gegen das Unternehmen wurde keine Geldbuße nach § 30 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten rechtskräftig festgesetzt, ist wegen einer nachfolgend aufgeführten 
Straftaten verurteilt: § 123 GWB iVm. - § 263 des Strafgesetzbuchs (Betrug), soweit sich die 
Straftat gegen den Haushalt der Europäischen Union oder gegen Haushalte richtet, die von 
der Europäischen Union oder in ihrem Auftrag verwaltet werden, - § 264 des Strafgesetzbuchs 
(Subventionsbetrug), soweit sich die Straftat ge-gen den Haushalt der Europäischen Union 
oder gegen Haushalte richtet, die von der Europäischen Union oder in ihrem Auftrag verwaltet 
werden,. Die Verurteilung müsste höchstens fünf Jahre zurückliegen. Einer Verurteilung oder 
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der Festsetzung einer Geldbuße im Sinne des Vorgenannten stehen eine Verurteilung oder 
die Festsetzung einer Geldbuße nach den vergleichbaren Vorschriften anderer Staaten gleich 
(§ 123 Abs. 2 GWB). Das Verhalten einer rechtskräftig verurteilten Person ist gemäß § 123 
Abs. 3 GWB einem Unternehmen zuzurechnen, wenn diese Person als für die Leitung des 
Unternehmens Verantwortlicher gehandelt hat; dazu gehört auch die Überwachung der 
Geschäftsführung oder die sonstige Ausübung von Kontrollbefugnissen in leitender Stellung. 
Siehe "Eigenerklärung zur Eignung"
Corruption: Keine Person, deren Verhalten dem Unternehmen zuzurechnen ist, wurde 
rechtskräftig verurteilt oder gegen das Unternehmen wurde keine Geldbuße nach § 30 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten rechtskräftig festgesetzt, ist wegen einer nachfolgend 
aufgeführten Straftaten verurteilt: § 123 GWB iVm. - § 299 des Strafgesetzbuchs 
(Bestechlichkeit und Bestechung im geschäftlichen Verkehr), - § 108e des Strafgesetzbuchs 
(Bestechlichkeit und Bestechung von Mandatsträgern) oder § 108f des Strafgesetzbuchs 
(unzulässige Interessenwahrnehmung), - Artikel 2 § 2 des Gesetzes zur Bekämpfung 
internationaler Bestechung (Bestechung ausländischer Abgeordneter im Zusammenhang mit 
internationalem Geschäftsverkehr) - §§ 333 und 334 des Strafgesetzbuchs 
(Vorteilsgewährung und Bestechung), jeweils auch in Verbindung mit § 335a des 
Strafgesetzbuchs (Ausländische und internationale Bedienstete), Die Verurteilung müsste 
höchstens fünf Jahre zurückliegen. Einer Verurteilung oder der Festsetzung einer Geldbuße 
im Sinne des Vorgenannten stehen eine Verurteilung oder die Festsetzung einer Geldbuße 
nach den vergleichbaren Vorschriften anderer Staaten gleich (§ 123 Abs. 2 GWB). Das 
Verhalten einer rechtskräftig verurteilten Person ist gemäß § 123 Abs. 3 GWB einem 
Unternehmen zuzurechnen, wenn diese Person als für die Leitung des Unternehmens 
Verantwortlicher gehandelt hat; dazu gehört auch die Überwachung der Geschäftsführung 
oder die sonstige Ausübung von Kontrollbefugnissen in leitender Stellung. Siehe 
"Eigenerklärung zur Eignung"
Child labour and including other forms of trafficking in human beings: Keine Person, deren 
Verhalten dem Unternehmen zuzurechnen ist, wurde rechtskräftig verurteilt oder gegen das 
Unternehmen wurde keine Geldbuße nach § 30 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 
rechtskräftig festgesetzt, ist wegen einer nachfolgend aufgeführten Straftaten verurteilt: § 123 
GWB iVm. - §§ 232 und 233 des Strafgesetzbuchs (Menschenhandel) oder § 233a des 
Strafgesetzbuchs (Förderung des Menschenhandels). Die Verurteilung müsste höchstens fünf 
Jahre zurückliegen. Einer Verurteilung oder der Festsetzung einer Geldbuße im Sinne des 
Vorgenannten stehen eine Verurteilung oder die Festsetzung einer Geldbuße nach den 
vergleichbaren Vorschriften anderer Staaten gleich (§ 123 Abs. 2 GWB). Das Verhalten einer 
rechtskräftig verurteilten Person ist gemäß § 123 Abs. 3 GWB einem Unternehmen 
zuzurechnen, wenn diese Person als für die Leitung des Unternehmens Verantwortlicher 
gehandelt hat; dazu gehört auch die Überwachung der Geschäftsführung oder die sonstige 
Ausübung von Kontrollbefugnissen in leitender Stellung. Siehe "Eigenerklärung zur Eignung"
Breaching obligation relating to payment of taxes: Das Unternehmen ist seinen 
Verpflichtungen zur Zahlung von Steuern, Abgaben oder Beiträgen zur Sozialversicherung 
nachgekommen oder das Unternehmen ist seinen Verpflichtungen dadurch nachgekommen 
ist, dass es die Zahlung vorgenommen hat oder sich zur Zahlung der Steuern, Säumnis- und 
Strafzuschlägen verpflichtet hat. Siehe "Eigenerklärung zur Eignung"
Breaching obligation relating to payment of social security contributions: Das Unternehmen ist 
seinen Verpflichtungen zur Zahlung von Steuern, Abgaben oder Beiträgen zur 
Sozialversicherung nachgekommen oder das Unternehmen ist seinen Verpflichtungen 
dadurch nachgekommen ist, dass es die Zahlung vorgenommen hat oder sich zur Zahlung der 
Steuern, Säumnis- und Strafzuschlägen verpflichtet hat. Siehe "Eigenerklärung zur Eignung"
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Breaching of obligations in the fields of environmental law: Innerhalb der letzten 3 Jahre gab 
es kein Ereignis, welches einen Ausschluss nach § 124 GWB begründet, weil das 
Unternehmen bei der Ausführung öffentlicher Aufträge nachweislich gegen geltende umwelt-, 
sozial- oder arbeitsrechtliche Verpflichtungen verstoßen hat. Siehe "Eigenerklärung zur 
Eignung"
Breaching of obligations in the fields of social law: Das Unternehmen ist seinen 
Verpflichtungen zur Zahlung von Steuern, Abgaben oder Beiträgen zur Sozialversicherung 
nachgekommen oder das Unternehmen ist seinen Verpflichtungen dadurch nachgekommen 
ist, dass es die Zahlung vorgenommen hat oder sich zur Zahlung der Steuern, Säumnis- und 
Strafzuschlägen verpflichtet hat. Siehe "Eigenerklärung zur Eignung"
Breaching of obligations in the fields of labour law: Innerhalb der letzten 3 Jahre gab es kein 
Ereignis, welches einen Ausschluss nach § 124 GWB begründet, weil das Unternehmen bei 
der Ausführung öffentlicher Aufträge nachweislich gegen geltende umwelt-, sozial- oder 
arbeitsrechtliche Verpflichtungen verstoßen hat. Siehe "Eigenerklärung zur Eignung"
Insolvency: Innerhalb der letzten 3 Jahre gab es kein Ereignis, welches einen Ausschluss 
nach § 124 GWB begründet, weil das Unternehmen zahlungsunfähig ist, über das Vermögen 
des Unternehmens ein Insolvenzverfahren oder ein vergleichbares Verfahren beantragt oder 
eröffnet worden ist, die Eröffnung eines solchen Verfahrens mangels Masse abgelehnt worden 
ist, sich das Unternehmen im Verfahren der Liquidation befindet oder seine Tätigkeit 
eingestellt hat, Siehe "Eigenerklärung zur Eignung"
Assets being administered by liquidator: Innerhalb der letzten 3 Jahre gab es kein Ereignis, 
welches einen Ausschluss nach § 124 GWB begründet, weil das Unternehmen 
zahlungsunfähig ist, über das Vermögen des Unternehmens ein Insolvenzverfahren oder ein 
vergleichbares Verfahren beantragt oder eröffnet worden ist, die Eröffnung eines solchen 
Verfahrens mangels Masse abgelehnt worden ist, sich das Unternehmen im Verfahren der 
Liquidation befindet oder seine Tätigkeit eingestellt hat. Siehe "Eigenerklärung zur Eignung"
Business activities are suspended: Innerhalb der letzten 3 Jahre gab es kein Ereignis, welches 
einen Ausschluss nach § 124 GWB begründet, weil das Unternehmen zahlungsunfähig ist, 
über das Vermögen des Unternehmens ein Insolvenzverfahren oder ein vergleichbares 
Verfahren beantragt oder eröffnet worden ist, die Eröffnung eines solchen Verfahrens mangels 
Masse abgelehnt worden ist, sich das Unternehmen im Verfahren der Liquidation befindet 
oder seine Tätigkeit eingestellt hat. Siehe "Eigenerklärung zur Eignung"
Analogous situation like bankruptcy, insolvency or arrangement with creditors under national 
law: Innerhalb der letzten 3 Jahre gab es kein Ereignis, welches einen Ausschluss nach § 124 
GWB begründet, weil das Unternehmen zahlungsunfähig ist, über das Vermögen des 
Unternehmens ein Insolvenzverfahren oder ein vergleichbares Verfahren beantragt oder 
eröffnet worden ist, die Eröffnung eines solchen Verfahrens mangels Masse abgelehnt worden 
ist, sich das Unternehmen im Verfahren der Liquidation befindet oder seine Tätigkeit 
eingestellt hat,. Siehe "Eigenerklärung zur Eignung"
Grave professional misconduct: Innerhalb der letzten 3 Jahre gab es kein Ereignis, welches 
einen Ausschluss nach § 124 GWB begründet, weil das Unternehmen im Rahmen der 
beruflichen Tätigkeit nachweislich schwere Verfehlung begangen hat, durch die die Integrität 
des Unternehmens infrage gestellt wird; § 123 Absatz 3 ist entsprechend anzuwenden. Siehe 
"Eigenerklärung zur Eignung"
Agreements with other economic operators aimed at distorting competition: Innerhalb der 
letzten 3 Jahre gab es kein Ereignis, welches einen Ausschluss nach § 124 GWB begründet, 
weil - das Unternehmen eine Vereinbarungen mit anderen Unternehmen getroffen hat, die 
eine Verhinderung, Einschränkung oder Verfälschung des Wettbewerbs bezwecken oder 
bewirken. Siehe "Eigenerklärung zur Eignung"
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Conflict of interest due to its participation in the procurement procedure: Innerhalb der letzten 
3 Jahre gab es kein Ereignis, welches einen Ausschluss nach § 124 GWB begründet, weil ein 
Interessenkonflikt bei der Durchführung des Vergabeverfahrens besteht, der die 
Unparteilichkeit und Unabhängigkeit einer für den öffentlichen Auftraggeber tätigen Person bei 
der Durchführung des Vergabeverfahrens beeinträchtigen könnte und der durch andere, 
weniger einschneidende Maßnahmen nicht wirksam beseitigt werden kann. Siehe 
"Eigenerklärung zur Eignung"
Direct or indirect involvement in the preparation of this procurement procedure: Innerhalb der 
letzten 3 Jahre gab es kein Ereignis, welches einen Ausschluss nach § 124 GWB begründet, 
weil eine Wettbewerbsverzerrung daraus resultiert, dass das Unternehmen bereits in die 
Vorbereitung des Vergabeverfahrens einbezogen war, und diese Wettbewerbsverzerrung 
nicht durch andere, weniger einschneidende Maßnahmen beseitigt werden kann. Siehe 
"Eigenerklärung zur Eignung"
Early termination, damages, or other comparable sanctions: Innerhalb der letzten 3 Jahre gab 
es kein Ereignis, welches einen Ausschluss nach § 124 GWB begründet, weil das 
Unternehmen eine wesentliche Anforderung bei der Ausführung eines früheren öffentlichen 
Auftrags oder Konzessionsvertrags erheblich oder fortdauernd mangelhaft erfüllt hat und dies 
zu einer vorzeitigen Beendigung, zu Schadensersatz oder zu einer vergleichbaren Rechtsfolge 
geführt hat. Siehe "Eigenerklärung zur Eignung"
Misrepresentation, withheld information, unable to provide required documents or obtained 
confidential information of this procedure: Innerhalb der letzten 3 Jahre gab es kein Ereignis, 
welches einen Ausschluss nach § 124 GWB begründet, weil - das Unternehmen eine 
Vereinbarungen mit anderen Unternehmen getroffen hat, die eine Verhinderung, 
Einschränkung oder Verfälschung des Wettbewerbs bezwecken oder bewirken oder - das 
Unternehmen in Bezug auf Ausschlussgründe oder Eignungskriterien eine schwerwiegende 
Täuschung begangen oder Auskünfte zurückgehalten hat oder in der Lage ist, die 
erforderlichen Nachweise zu übermitteln, oder - das Unternehmen (a) versucht hat, die 
Entscheidungsfindung des öffentlichen Auftraggebers in unzulässiger Weise zu beeinflussen, 
(b) versucht hat, vertrauliche Informationen zu erhalten, durch die es unzulässige Vorteile 
beim Vergabeverfahren erlangen könnte, oder (c) fahrlässig oder vorsätzlich irreführende 
Informationen übermittelt hat, die die Vergabeentscheidung des öffentlichen Auftraggebers 
erheblich beeinflussen könnten, oder versucht hat, solche Informationen zu übermitteln Siehe 
"Eigenerklärung zur Eignung"

5. Lot

5.1.  Lot: LOT-0001
Title: Videosprechstunde
Description: Die AOK Bayern verfolgt im Rahmen dieses besonderen Versorgungsauftrags 
gemäß § 140a SGB V unter Beteiligung verschiedener Leistungserbringer das Ziel, die 
medizinische Versorgung teilnehmender Versicherter - insbesondere in ländlichen Regionen - 
durch Videosprechstunden nachhaltig zu verbessern. Dabei muss mittels eines digitalen 
Kommunikations- und Vernetzungsprozesses die Inanspruchnahme von Videosprechstunden 
für den Versicherten innerhalb von 30 Minuten durch ein qualifiziertes Ärztenetzwerk von 7 - 
22 Uhr (auch an Sonn-und Feiertragen) möglich sein und die Zusammenarbeit zwischen dem 
Arzt in der Videosprechstunde und dem (Haus-)Arzt vor Ort gefördert werden. Das Angebot 
des Auftragnehmers umfasst ein ganzheitliches Leistungspaket, das eine benutzerfreundliche 
und nahtlose Kundenreise sicherstellt. Gegenstand des Versorgungsauftrages ist die 
Umsetzung eines digitalen Kommunikations- und Vernetzungsprozesses zur Durchführung 
von Videosprechstunden für teilnehmende Versicherte nach § 140a SGB V. Das 
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Versorgungsangebot des Auftragsnehmers umfasst, die Verlinkung mit digitalen Services der 
AOK Bayern, die Durchführung der Einschreibung von teilnehmenden Versicherten, eine der 
Videosprechstunde vorgelagerte Abfrage zur Bedarfsgerechtigkeit mittels einer Software 
(strukturiertes Einschätzungsverfahren), eine digitale Terminvermittlung sowie die 
Organisation und technische Durchführung der Videosprechstunde. Hierzu zählen 
insbesondere auch etwaige technische/nicht technische Begleitleistungen, wie z.B. Pflege und 
Support sowie der Aufbau eines Ärztenetzwerks. Die Einzelheiten dazu, wie auch der 
Versorgungsverlauf ergeben sich aus dem Selektivvertrag sowie der Leistungsbeschreibung 
(Anlage A-1 des Selektivvertrags). Die Videosprechstunde wird im Rahmen der 
vertragsärztlichen Versorgung erbracht und auf Basis der dafür geltenden Bestimmungen 
durchgeführt. Die medizinische Behandlung, insbesondere die ärztliche Behandlung im 
Rahmen der Videosprechstunde, ist ausdrücklich nicht Bestandteil der Leistungen des 
besonderen Versorgungsangebots dieser Ausschreibung. Die ärztliche Behandlung wird von 
den Vertragsärzten im Rahmen der vertragsärztlichen Versorgung erbracht und abgerechnet. 
Das Inkrafttreten des Vertrages und die operative Umsetzung sind ab 01.12.2026 geplant. Die 
Laufzeit des Vertrags beträgt 2 Jahre (bis 30.11.2028). Sofern sich die Zuschlagserteilung 
über den 01.12.2026 hinaus verzögert, verlängert sich die Laufzeit des Vertrages 
entsprechend. Die AOK Bayern ist berechtigt, aber nicht verpflichtet, den Vertrag bis zu 2-mal 
um jeweils 12 Monate zu verlängern. Die AOK Bayern wird dem Auftragnehmer mindestens 3 
Monate vor dem Ende der Mindestvertragslaufzeit bzw. der verlängerten Laufzeit schriftlich 
mitteilen, ob sie vom Recht zur Laufzeitverlängerung Gebrauch machen wird.
Internal identifier: 2026-08#1414

5.1.1.  Purpose
Main nature of the contract: Services
Main classification (cpv): 85100000 Health services

5.1.2.  Place of performance
Postal address: Carl-Wery-Str. 28  
Town: München
Postcode: 81739
Country subdivision (NUTS): München, Kreisfreie Stadt (DE212)
Country: Germany
Additional information: In Ausnahmefällen können - in Abstimmung mit der AOK Bayern auch 
Ärzte mit Vertragsarztsitz außerhalb Bayerns teilnehmen, um die besondere Versorgung 
sicherstellen zu können.

5.1.3.  Estimated duration
Start date: 01/12/2026
Duration end date: 30/11/2028

5.1.4.  Renewal
Maximum renewals: 2
Other information about renewals: bis zu 2-mal um jeweils 12 Monate

5.1.6.  General information
This is a recurrent procurement
Reserved participation: 
Participation is not reserved.
The names and professional qualifications of the staff assigned to perform the contract must 
be given: Not required
Procurement Project not financed with EU Funds.
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The procurement is covered by the Government Procurement Agreement (GPA): yes
This procurement is also suitable for small and medium-sized enterprises (SMEs): no

5.1.7.  Strategic procurement
Aim of strategic procurement: No strategic procurement

5.1.9.  Selection criteria
Sources of selection criteria: Notice, Procurement Document
Criterion: Professional risk indemnity insurance
Description of selection criterion: Betriebshaftpflichtversicherung (Mit dem Angebot; Mittels 
Dritterklärung): Nachweis einer angemessenen und gültigen Betriebshaftpflichtversicherung 
(angemessen für den Versicherungsfall sind: 2.000.000 EUR pauschal für Personenschäden, 
2.000.000 EUR pauschal für Sachschäden, 1.000.000 EUR pauschal für Vermögensschäden), 
nicht älter als 12 Monate bei Angebotsfristende, in Kopie vorzulegen. Sofern der Bieter keine 
aktuell bestehende entsprechende Versicherung abgeschlossen hat, genügt eine 
Eigenerklärung, in welcher er bestätigt, dass im Fall der Auftragserteilung eine entsprechende 
Versicherung abgeschlossen wird. Dies hat er der Auftraggeberin spätestens eine Woche 
nach Mitteilung, dass sein Angebot zur Zuschlagserteilung vorgesehen ist, nachzuweisen. Bei 
Bietergemeinschaften ist der Nachweis über eine gültige Betriebshaftpflichtversicherung für 
jedes Mitglied einzureichen.

Criterion: References on specified services
Description of selection criterion: Referenzen (Mit dem Angebot; Mittels Eigenerklärung): 
Nachweis über ausreichende Erfahrung mit der auftragsgegenständlichen Leistung durch 
Nennung von mindestens einem vergleichbaren Referenzauftrag aus den vergangenen 5 
Jahren, unter Angabe des Auftraggebers des Referenzauftrags einschließlich eines 
Ansprechpartners des Auftraggebers nebst Telefonnummer für Rückfragen, des 
Auftragsinhalts, des Auftragsumfangs und des Leistungszeitraums. Der Referenzauftrag muss 
nach Art, Umfang und Schwierigkeitsgrad, insbesondere zu Organisations-, Steuerungs- und 
Versorgungsanforderungen, mit dem ausgeschriebenen Leistungsgegenstand vergleichbar 
sein. Dies ist der Fall, wenn der Referenzauftrag für eine gesetzliche Krankenversicherung 
erbracht wurde, der Referenzauftrag seinem Leistungsgegenstand nach die Durchführung von 
Videosprechstunden im Rahmen eines Vertrages zur besonderen Versorgung nach § 140a 
SGB V, eines vergleichbaren Selektivvertrages oder eines hinsichtlich Aufgabenstellung und 
Komplexität vergleichbaren Versorgungsmodells betrifft und über den benannten 
Referenzauftrag insgesamt mindestens 5.000 Behandlungsfälle im Bereich der 
Videosprechstunde nachgewiesen werden. Eine Mindestanzahl von Behandlungsfällen 
innerhalb eines bestimmten Zeitraums ist insoweit nicht gefordert. Als "Behandlungsfall" gilt 
ein Arzt-Patienten-Kontakt im Rahmen einer Videosprechstunde innerhalb eines 
Referenzauftrags nach den vorstehenden Anforderungen. Die Bieter haben hierfür das 
Referenzblatt (Anlage 5) vollständig ausgefüllt einzureichen.

Criterion: Certificates by quality control institutes
Description of selection criterion: Zertifizierung (Mit dem Angebot; Mittels Dritterklärung): 
Nachweis über eine gültige ISO Zertifizierung 27001

Criterion: Technicians or technical bodies to carry out the work
Description of selection criterion: Eigenerklärung zur Eignung (Mit dem Angebot; Mittels 
Eigenerklärung):

5.1.11.  Procurement documents
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Languages in which the procurement documents are officially available: German
Deadline for requesting additional information: 24/09/2026 23:59:59 (UTC+02:00) Eastern 
European Time, Central European Summer Time
Address of the procurement documents: https://www.dtvp.de/Satellite/notice
/CXS0YRGDYDBJJES4/documents
Ad hoc communication channel: 
URL: https://www.dtvp.de/Satellite/notice/CXS0YRGDYDBJJES4

5.1.12.  Terms of procurement
Terms of submission: 
Electronic submission: Allowed
Address for submission: https://satellite.dtvp.de/Satellite/notice/CXS0YRGDYDBJJES4
Languages in which tenders or requests to participate may be submitted: German
Electronic catalogue: Not allowed
Variants: Not allowed
Tenderers may submit more than one tender: Not allowed
Deadline for receipt of tenders: 09/10/2026 09:00:00 (UTC+02:00) Eastern European Time, 
Central European Summer Time
Duration during which the tender must remain valid: 52 Days
Information that can be supplemented after the submission deadline: 
At the discretion of the buyer, all missing tenderer-related documents may be submitted later.
Additional information: Unterlagen werden unter Berücksichtigung der jeweils maßgeblichen 
vergaberechtlichen Vorschriften nachgefordert.
Terms of contract: 
The execution of the contract must be performed within the framework of sheltered 
employment programmes: No
Conditions relating to the performance of the contract: Einzureichende Unterlagen: Mit dem 
Angebot Keine oder anderweitige Formerfordernis: - Eigenerklärung zur Eignung - 
Angebotsformular - Erklärung der Bietergemeinschaft - Verpflichtungserklärung 
Drittunternehmen - Verzeichnis der Drittunternehmen - Betriebshaftpflichtversicherung - 
Referenzen - Zertifizierung
Electronic invoicing: Not allowed
Electronic ordering will be used: no
Electronic payment will be used: no

5.1.15.  Techniques
Framework agreement: 
No framework agreement
Information about the dynamic purchasing system: 
No dynamic purchase system

5.1.16.  Further information, mediation and review
Review organisation: Die Vergabekammern des Bundes
Information about review deadlines: Erkennt ein am Auftrag interessiertes Unternehmen einen 
Verstoß gegen Vergabevorschriften im vorliegenden Vergabeverfahren, hat er dies gegenüber 
der Auftraggeberin (unter Pkt. I. genannte Vergabestelle - Kontaktstelle) innerhalb einer Frist 
von 10 Kalendertagen zu rügen. Verstöße gegen Vergabevorschriften, die bereits aufgrund 
der Bekanntmachung erkennbar sind, müssen bis zum Ablauf der in der Bekanntmachung 
genannten Frist zur Angebotsabgabe gegenüber der Auftraggeberin gerügt werden. 
Außerdem müssen Verstöße gegen Vergabevorschriften, die erst aus den Vergabeunterlagen 
erkennbar sind, ebenfalls bis zum Ablauf der Frist zur Angebotsabgabe gegenüber der 

https://www.dtvp.de/Satellite/notice/CXS0YRGDYDBJJES4/documents
https://www.dtvp.de/Satellite/notice/CXS0YRGDYDBJJES4/documents
https://www.dtvp.de/Satellite/notice/CXS0YRGDYDBJJES4
https://satellite.dtvp.de/Satellite/notice/CXS0YRGDYDBJJES4
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Auftraggeberin gerügt werden. Verstößt ein Unternehmen gegen diese Obliegenheiten, ist ein 
Antrag auf Nachprüfung gemäß § 160 Abs. 3 GWB unzulässig.
Organisation providing additional information about the procurement procedure: AOK Bayern - 
Die Gesundheitskasse
Organisation receiving requests to participate: AOK Bayern - Die Gesundheitskasse

8. Organisations

8.1.  ORG-0001
Official name: AOK Bayern - Die Gesundheitskasse
Registration number: DE811695320
Postal address: Carl-Wery-Str. 28
Town: München
Postcode: 81739
Country subdivision (NUTS): München, Kreisfreie Stadt (DE212)
Country: Germany
Email: vergabestelle1@by.aok.de
Telephone: +49 89
Fax: +49 89
Internet address: https://www.aok.de/fk/tools/weitere-inhalte/ausschreibungen/
Roles of this organisation: 
Buyer
Organisation providing additional information about the procurement procedure
Organisation receiving requests to participate

8.1.  ORG-0002
Official name: Die Vergabekammern des Bundes
Registration number: t:022894990
Postal address: Bundeskanzlerplatz 2-10
Town: Bonn
Postcode: 53113
Country subdivision (NUTS): Bonn, Kreisfreie Stadt (DEA22)
Country: Germany
Email: vk@bundeskartellamt.bund.de
Telephone: +49 2289499-0
Fax: +49 2289499-163
Internet address: https://www.bundeskartellamt.de/
Roles of this organisation: 
Review organisation

8.1.  ORG-0003
Official name: Datenservice Öffentlicher Einkauf (in Verantwortung des Beschaffungsamts des 
BMI)
Registration number: 0204:994-DOEVD-83
Town: Bonn
Postcode: 53119
Country subdivision (NUTS): Bonn, Kreisfreie Stadt (DEA22)
Country: Germany
Email: noreply.esender_hub@bescha.bund.de
Telephone: +49228996100

mailto:vergabestelle1@by.aok.de
https://www.aok.de/fk/tools/weitere-inhalte/ausschreibungen/
mailto:vk@bundeskartellamt.bund.de
https://www.bundeskartellamt.de/
mailto:noreply.esender_hub@bescha.bund.de
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Roles of this organisation: 
TED eSender

10. Change

Version of the previous notice to be changed
: 
80c5b51c-e1ac-40b3-9481-b6519b031197-01
Main reason for change
: 
Information updated
Description
: 
Anpassung der Referenzanforderungen, Verlängerung der Angebotsfrist

10.1.  Change
Section identifier: PROCEDURE
Description of changes: Verlängerung der Angebotsfrist bis zum 09.10.2026 9:00 Uhr infolge 
der Änderung der Referenzanforderungen Anpassung Referenzanforderungen: Nachweis 
über ausreichende Erfahrung mit der auftragsgegenständlichen Leistung durch Nennung von 
mindestens einem vergleichbaren Referenzauftrag aus den vergangenen 5 Jahren, unter 
Angabe des Auftraggebers des Referenzauftrags einschließlich eines Ansprechpartners des 
Auftraggebers nebst Telefonnummer für Rückfragen, des Auftragsinhalts, des 
Auftragsumfangs und des Leistungszeitraums. Der Referenzauftrag muss nach Art, Umfang 
und Schwierigkeitsgrad, insbesondere zu Organisations-, Steuerungs- und 
Versorgungsanforderungen, mit dem ausgeschriebenen Leistungsgegenstand vergleichbar 
sein. Dies ist der Fall, wenn der Referenzauftrag für eine gesetzliche Krankenversicherung 
erbracht wurde, der Referenzauftrag seinem Leistungsgegenstand nach die Durchführung von 
Videosprechstunden im Rahmen eines Vertrages zur besonderen Versorgung nach § 140a 
SGB V, eines vergleichbaren Selektivvertrages oder eines hinsichtlich Aufgabenstellung und 
Komplexität vergleichbaren Versorgungsmodells betrifft und über den benannten 
Referenzauftrag insgesamt mindestens 5.000 Behandlungsfälle im Bereich der 
Videosprechstunde nachgewiesen werden. Eine Mindestanzahl von Behandlungsfällen 
innerhalb eines bestimmten Zeitraums ist insoweit nicht gefordert. Als "Behandlungsfall" gilt 
ein Arzt-Patienten-Kontakt im Rahmen einer Videosprechstunde innerhalb eines 
Referenzauftrags nach den vorstehenden Anforderungen.
The procurement documents were changed on: 29/09/2026

Notice information

Notice identifier/version: 48afa30b-5610-4954-837c-93ac0c73abdb  -  01
Form type: Competition
Notice type: Contract or concession notice – standard regime
Notice subtype: 16
Notice dispatch date: 29/09/2026 12:14:53 (UTC+02:00) Eastern European Time, Central 
European Summer Time
Languages in which this notice is officially available: German
Notice publication number: 670951-2026
OJ S issue number: 189/2026
Publication date: 30/09/2026
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